
  

Das beschleunigte Verfahren gem. § 13a BauGB
Ablaufschema

Prüfung der Voraussetzungen gem. § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB

Beteiligung des Bezirksausschusses (BA),
Aufstellungsbeschluss, § 2 Abs. 1 BauGB

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses, § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB
verbunden mit ortsüblicher Bekanntmachung der Entbehrlichkeit der UP
ggf. die wesentlichen Gründe hierfür, § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit, § 3 Abs. 1 BauGB (wie Regelverfahren)
oder:

anstelle frühzeitiger Unterrichtung der Öffentlichkeit: ortsübliche Bekanntmachung 
 über die Gelegenheit zur Information und Äußerung über Planung (ggf. verbinden mit 

ortsübl. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses), § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 
Satz 3 BauGB

Ausarbeitung eines Planentwurfs mit Begründung durch das Planungsreferat
oder ein Planungsbüro

Förmliche Beteiligung der Behörden und TÖB (§ 4 Abs. 2 BauGB) und des BA

Auslegungs- / Billigungsbeschluss

Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung + öffentliche Auslegung von 
Bebauungsplanentwurf mit Begründung (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Benachrichtigung der Behörden und TÖB (wie Regelverfahren)

Behandlung der Stellungnahmen § 1 Abs. 7 BauGB
Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Mitteilung des Ergebnisses nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB

Ggf. Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs. 2 BauGB 
(entspr.)

Ausfertigung der Satzung, Inkrafttreten des Bebauungsplanes durch Ersatzverkündung, 
Bereithaltung zu jedermanns Einsicht, § 10 Abs. 3 BauGB

Prüfen der Voraussetzungen 
des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB

ggf. Vorprüfung nach § 3a UVPG
 § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB

Prüfen der Voraussetzungen 
des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB

 Vorprüfung nach Anlage 2 des BauGB einschließlich 
Vorprüfung nach § 3a UVPG, § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB

Bei Änderung:
Beschluss zur erneuten 

Auslegung, 
Erleichterungen möglich, 

§ 4a Abs. 3 BauGB

Dies ist eine mögliche Verfahrensvariante. Weitere Varianten sind möglich.
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